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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Landessozialgericht Baden-Württemberg mit Beschluß vom
19. Mai 1978 vorgelegte Frage für Recht erkannt und entschieden:

Die Prüfung des Artikels 50 der Verordnung Nr. 3 in Verbindung mit
dem dazugehörigen Anhang G I A sowie des Artikels 89 der Verord­
nung Nr. 1408/71 in Verbindung mit dem dazugehörigen Anhang
V C 1 b hat nichts ergeben, was die Gültigkeit dieser Bestimmungen in
Frage stellen könnte.

Kutscher Mertens de Wilmars Mackenzie Stuart Donner Pescatore

Sørensen O'Keeffe Bosco Touffait

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 22. Februar 1979.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
JEAN-PIERRE WARNER
VOM 24. JANUAR 1979<appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Der Rat, die Kommission und die deut­
sche Regierung sind sich darin einig, daß
die vorliegende Rechtssache, was das
Grundsätzliche betrifft, von der Rechts­
sache 79/76 (Fossi/Bundesknappschaft,
Slg. 1977, 667) nicht zu unterscheiden
ist. Ich teile diese Auffassung. Der Ge-

richtshof hat in jener Rechtssache ent­
schieden, daß die dort zur Erörterung ste­
henden Leistungen keine Leistungen der
„sozialen Sicherheit" im Sinne des Arti­
kels 51 des Vertrages oder der dazu er­
gangenen Verordnungen sind, und hat

1 — Aus dem Englischen übersetzt.
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dies mit den in Randnummer 7 der Ent­

scheidungsgründe dargelegten Umstän­
den begründet. Im Hinblick auf die Wich­
tigkeit dieser Umstände erwähne ich sie
nochmals, auch wenn uns die betreffende
Passage eben schon vorgelesen worden
ist: „Die seinerzeit zuständigen Versiche­
rungsträger, bei denen die von der betrof­
fenen Vorschrift erfaßten Personen versi­

chert waren, . . . [bestehen] nicht mehr
oder [befinden] sich außerhalb des Gebie­
tes der Bundesrepublik Deutschland . . .,
... die in Rede stehenden deutschen

Rechtsvorschriften [sollen] bestimmte
Härtefälle mildern ..., die durch die
Ereignisse im Zusammenhang mit der na­
tionalsozialistischen Herrschaft und dem

Zweiten Weltkrieg entstanden sind, . ..
[und] schließlich [ist] die Zahlung der
streitigen Leistungen an die eigenen
Staatsangehörigen Ermessenssache . . .,
wenn diese im Ausland wohnen". Genau

das gleiche gilt für die in der vorliegen­
den Rechtssache fraglichen Leistungen.
Die gleichen drei Elemente sind, wie die
deutsche Regierung betont hat, auch hier
vorhanden.

In der Rechtssache Fossi sah der Gerichts­

hof die Vorbehalte in Anhang G I A zur
Verordnung Nr. 3 und in Anhang
V C 1 b zur Verordnung Nr. 1408/71 als
Bestätigung seines Ergebnisses an (wenn
auch in der veröffentlichten Fassung des
Urteils der zuletzt genannte Anhang die
überholte Bezeichnung V B 1 b trägt). Im
gegenwärtigen Rechtsstreit ist nichts vor­
getragen worden, was mich davon
überzeugen könnte, daß das falsch war.
Seitens der italienischen Regierung ist gel­
tend gemacht worden, die vorliegende
Rechtssache lasse sich von dem Fossi-Fall

unterscheiden. Bei allem Respekt für die
italienische Regierung scheint mir ihre
Argumentation jedoch auf einer Reihe
von Mißverständnissen zu beruhen.

Das erste und vielleicht am wenigsten
wichtige davon ist die Annahme, daß der
ursprüngliche Text des Anhangs G I A
zur Verordnung Nr. 3 bis zum Inkrafttre­
ten der Verordnung Nr.1408/71 in Kraft

geblieben sei. Dem ist nicht so. Der ur­
sprüngliche Text ist durch die Verord­
nung Nr. 130/63/EWG des Rates vom
18. Dezember 1963 in einer Weise geän­
dert worden, die ganz deutlich macht,
daß er auf Umstände wie die der vorlie­

genden Rechtssache zugrunde liegenden
Anwendung finden soll.

Zweitens behauptet die italienische Regie­
rung, der Anhang V C 1 b zur Verord­
nung Nr. 1408/71 beschreibe die Leistun­
gen, auf die er sich beziehe, selbst als Lei­
stungen der „sozialen Sicherheit". Tat­
sächlich bezeichnet der Anhang V C 1 b
diese Leistungen jedoch ganz neutral ein­
fach als „Leistungen", ohne daß er eine
Beifügung oder eine andere Umschrei­
bung verwendet, die erkennen ließe, ob
die Verfasser der Verordnung die Lei­
stungen als Leistungen der sozialen Si­
cherheit oder als irgendeine andere Art
von Leistung betrachtet hätten. Im übri­
gen wäre es merkwürdig, wenn eine Be­
stimmung, die die Anwendung der Ver­
ordnung unter bestimmten Umständen
ausschließen soll, eine Auslegung erfah­
ren würde, die den Anwendungsbereich
der Verordnung erweiterte.

Die italienische Regierung trägt drittens
vor, das Urteil des Gerichtshofes in der
Rechtssache Fossi habe sich nur mit der

Auslegung des Artikels 8 der Verord­
nung Nr. 3 sowie des Artikels 3 Absatz 1
der Verordnung Nr. 1408/71 befaßt.
Das trifft zwar insofern zu, als die Ausle­
gung dieser Artikel in der genannten
Rechtssache die letztlich entscheidende

Frage war. Ebenso zutreffend ist jedoch,
daß der Gerichtshof zu der von ihm be­

züglich dieser Frage getroffenen Entschei­
dung deshalb gelangt ist, weil die dort
zur Erörterung stehenden Leistungen
nicht als Leistungen der sozialen Sicher­
heit angesehen werden konnten.

Viertens weist die italienische Regierung
darauf hin, die in der Rechtssache Fossi
zur Erörterung stehende besondere Art
von Leistung sei eine Invaliditätsrente ge­
wesen, während es im vorliegenden Fall
um eine Leistung im Zusammenhang mit
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einem Arbeitsunfall gehe. Das ist zwar
zweifellos richtig. Im Hinblick auf die
die Entscheidung des Gerichtshofes in
der Rechtssache Fossi tragenden Gründe
kann diesem Unterschied jedoch keine
Bedeutung zukommen.

Die italienische Regierung beruft sich
schließlich auf die Urteile des Gerichtsho­

fes in den „Algerien-Sachen", insbeson-

dere in den Rechtssachen 112/75 (Sécu­
rité Sociale de Nancy/Hirardin, Slg. 1976,
553) und 87/76 Bozzone/Office de Sécu­
rité Sociale d'Outre-Mer, Slg. 1977, 687).
In keiner dieser Rechtssachen ist jedoch
bestritten worden, daß es sich bei der
dort zur Erörterung stehenden Leistung
um eine Leistung der sozialen Sicherheit
handelte. Keine von ihnen ist deshalb im

vorliegenden Fall einschlägig.

Im Ergebnis bin ich der Meinung, Sie sollten für Recht erkennen, daß eine
Prüfung der dem Gerichtshof vom Landessozialgericht Baden-Württemberg
vorgelegten Frage nichts ergeben hat, was die Gültigkeit der in ihr genannten
Bestimmungen beeinträchtigen könnte.
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